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Änderungsantrag zu EP­F­01

Von Zeile 17 bis 21 löschen:
untergraben, soll die EU-Kommission den nationalen Regierungen die Kontrolle über die EU-Gelder
entziehen können. Wenn Menschen wegen ihres Geschlechts, ihrer Religion, ihrer Herkunft oder ihres
Aussehens im Netz angegriffen werden, stellen wir Hasskommentare im Internet EU-weit unter Strafe.
Wenn Menschen sich aus Not in die Hände von Schleppern und Schmugglern begeben müssen, schaffen
wir legale Fluchtwege und ein Einwanderungsgesetz,

Begründung

Das Strafrecht liegt nicht in der Kompetenz der Europäischen Union. Das zu ändern ist bislang auch nicht
grüne Position und bedürfte deshalb einer längeren Debatte.
”Hasskommentare” sind sogenannte Meinungsdelikte, die zudem in den Mitgliedsstaaten der EU
unterschiedlich definiert sind. Eine Harmonisierung könnte also Veränderungen hervorrufen, die wir
möglicherweise gar nicht wollen. Aus diesen Gründen plädieren wir hier für eine Streichung des Satzes.
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